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Vaduz – Während seines Studiums lebte
Daniel Risch, 43, einige Zeit in München.
Dort taten sich die Behörden schwer mit
seiner Herkunft: Statt „Liechtenstein“
tauchte in amtlichen Papieren fälschlicher-
weise „Luxemburg“ als Nationalität auf. Ei-
ne Verwechslung, die Liechtensteinern öf-
ter passiert. 2015 kehrte der Wirtschaftsin-
formatiker und Betriebswirt Risch nach
Liechtenstein zurück. Nach vier Jahren als
stellvertretender Regierungschef ist der
Politiker der konservativen Vaterländi-
schen Union (VU) seit 25. März 2021 Regie-
rungschef des winzigen Landes, das die
Welt vor allem als Finanzplatz kennt. Zum
ersten Interview empfängt der Frühaufste-
her bereits um 7.45 Uhr im Regierungsge-
bäude von Vaduz.

SZ: Herr Risch, Ihre Antrittsbesuche
als Regierungschef führten Sie nach
Wien und Bern. Warum nicht nach Ber-
lin?
Daniel Risch: Natürlich wäre ich am liebs-
ten auch gleich nach Berlin gereist, aber in
Deutschland war Wahlkampf. Unsere Be-
ziehungen sind jedoch sehr gut und der An-
trittsbesuch wird sicher nachgeholt. Ich
hatte bereits als Regierungschef-Stellver-
treter und Minister für Infrastruktur, Wirt-
schaft und Sport in den vergangenen vier
Jahren stets einen guten Austausch mit
meinen deutschen Amtskollegen.
Nach dem Steuerskandal um Ex-Post-
chef Klaus Zumwinkel 2008 waren die
Beziehungen beider Länder auf dem
Tiefpunkt, und Liechtenstein stand als
Steueroase am internationalen Pranger.
Und heute?
Stehen wir sehr viel besser da als damals.
Wir haben seither tiefgreifende Reformen
durchgezogen und kooperieren in Steuer-
fragen international. Wenn beispielsweise
ein deutscher Kunde Geld bei uns anlegt,
wird sein Finanzamt jedes Jahr automa-
tisch über seine Vermögenssituation in

Liechtenstein informiert. Das hat sich be-
währt und funktioniert gut. Wir prüfen
streng und greifen durch, wenn etwas Frag-
würdiges geschieht – nicht nur im Bereich
Steuern. In der deutschen Maskenaffäre
waren es auch Informationen aus Liechten-
stein, die zu koordinierten Verfahren in bei-
den Ländern führten. Das ist nur ein Bei-
spiel dafür, dass wir unsere Rolle als inter-
national vernetzter Finanzplatz auch in
der Verbrechensbekämpfung verstehen
und wahrnehmen.

Immer wieder fallen Liechtensteiner
Treuhänder auf, die ihren Kunden zwie-
lichtige Konstrukte in Offshore-Steuer-
paradiesen anbieten. Einige mussten
sich sogar vor Gericht verantworten.
Sind die Treuhänder Liechtensteins
größtes Problem?
In allen Bereichen des Finanzplatzes gibt
es immer wieder Verdachtsfälle und auch
Urteile. Das beruhigt mich allerdings eher,
als es mich verunsichert. Das mag Sie über-
raschen, aber jeder Fall zeigt auch, dass wir

keine Toleranz kennen und Verdachtsfälle
konsequent abarbeiten. Wenn nie etwas
hochkäme, wäre das unglaubwürdig.
Denn nicht nur für Liechtenstein gilt: Kein
Finanzplatz kann hundertprozentig sau-
ber sein.
Zucken Sie vor Schreck zusammen,
wenn Leaks wie die Panama- oder Pan-
dora-Papers an die Öffentlichkeit gelan-
gen? Aus Furcht, die nächste Welle könn-
te auf Liechtenstein zurollen?
Vor ein paar Jahren hätte ich vielleicht ge-
zuckt, heute nicht mehr. Der Informations-

austausch im Steuerbereich funktioniert,
wir haben eine Finanzmarktaufsicht und
eine Financial Intelligence Unit, die Ver-
dachtsfällen konsequent nachgehen, so-
wie Geldwäsche und Terrorismusfinanzie-
rung bekämpfen. Da sind Profis am Werk,
die top ausgebildet und international bes-
tens vernetzt sind. Sie decken Fälle auf und
verfolgen sie häufig, bevor sie durch Leaks
und die Presse bekannt werden. Ganz
durch ist man mit solchen Problemen aber
nie. Straftäter werden immer raffinierter,
und wir müssen international gegen sie
vorgehen. Bei alledem fährt Liechtenstein
nicht mehr auf den hintersten Wagen mit,
sondern sitzt weit vorne.
Ist Liechtenstein noch eine Steueroase?
Das kommt auf die Perspektive an. Im Sin-
ne von Schwarzgeldversteck und Geldwä-
sche ganz sicher nicht mehr. Aber dass wir
niedrige Steuern und manche Steuern gar
nicht haben, die in anderen Ländern erho-
ben werden, stimmt natürlich. Auch das
trägt zum Erfolg unseres Wirtschaftsstand-
orts bei, der von außen oft ausschließlich
als Finanzplatz gesehen wird. Dabei erwirt-
schaftet der Finanzsektor zwar 23 Prozent
unserer Bruttowertschöpfung, die Indus-
trie aber satte 43 Prozent. Damit ist Liech-
tenstein eines der höchst industrialisier-
ten Länder der Welt.

Bleiben Sie das auch, wenn 2023 eine glo-
bale Mindeststeuer von 15 Prozent für
Konzerne mit mehr als 750 Millionen Eu-
ro Umsatz eingeführt wird?
Wir sind zufrieden, dass man sich nicht auf
einen noch höheren Steuersatz geeinigt
hat. Wir erheben aktuell 12,5 Prozent. Unse-
re wenigen betroffenen Unternehmen ha-
ben die internationale Diskussion verfolgt
und stellen sich auf Veränderungen ein. Ent-
scheidend wird sein, dass sich alle Länder
auch daran halten. Es kann nicht sein, dass
große Staaten mit Sonderwirtschaftszonen
die Regeln unterlaufen. Was uns nicht so
gut gefallen hat, ist die Art und Weise, wie
diese Mindeststeuer eingeführt wurde.

Was hat Ihnen da nicht gefallen?
Wie die G 7 und die G 20 ihren politischen
Willen durchgepeitscht haben und dass
viele Details erst im Nachhinein ausgear-
beitet werden. Auch die kurze Umsetzungs-
frist halten wir für problematisch. Ich glau-
be nicht, dass die Umsetzung bis 2023 über-
all gelingen wird.

Sie setzen die Vorgaben also pragma-
tisch, aber nicht aus Überzeugung um?
Wir Liechtensteiner haben eine äußerst
wirtschaftsliberale DNA. Unternehmer-
tum und Wettbewerb werden bei uns ganz
großgeschrieben. Auf acht Einwohner
kommt bei uns ein aktives Unternehmen,
in Deutschland ist das Verhältnis 23 zu
eins. Dass sich Leistung und Einsatz loh-
nen, ist für uns ein sehr wichtiges Prinzip.
Wenn nun von jeder unternehmerischen
Tätigkeit weltweit 15 Prozent dem Staat ge-
hören sollen, schmerzt mich das fast kör-
perlich. Unternehmertum heißt Wettbe-
werb, und diese Lösung ist vom Grundsatz
her das Gegenteil. Wir werden diese globa-
le Vorgabe natürlich umsetzen, aber rich-
tig finden wir sie nicht.

Fürchten Sie Nachteile für Liechtenstei-
ner Firmen oder gar die Abwanderung
von Unternehmen?
Nein. Wir haben hier sehr viele erfolgrei-
che und alteingesessene Firmen. Denken
Sie an Hilti, Thyssenkrupp Presta, Hoval
oder Ivoclar Vivadent; aber auch zahlrei-

che Mittelständler. Die sind hier nicht nur
wegen niedriger Steuern, sondern weil sie
und ihre Inhaberfamilien zu diesem Land
gehören, sich identifizieren und auch ande-
re Standortvorteile schätzen. Wir werden
ein attraktiver und diversifizierter Wirt-
schaftsstandort bleiben.
Haben Sie mit dem künftigen Bundes-
kanzler Olaf Scholz schon darüber ge-
sprochen?
Ich persönlich noch nicht. Aber als Finanz-
minister kennt er natürlich unsere Positi-
on. Ich zolle ihm und der Regierung in Ber-
lin großen Respekt dafür, dass sie einen
ganz maßgeblichen Beitrag geleistet ha-
ben, in Sachen globale Mindeststeuer 140
Staaten unter ein Dach zu bringen. Diese
Leistung ist anzuerkennen, auch wenn
mein marktliberales Herz blutet, weil da-
mit Wettbewerb ausgeschaltet wird. Aber
immerhin ist ein globaler Kompromiss bes-
ser als der weitere Aufbau einzelstaatli-
cher Hürden.

Was erwarten Sie von der neuen Bundes-
regierung, und gibt es eine Partei, der
Sie sich am nächsten fühlen?
Ich freue mich sehr auf die Zusammenar-
beit. Und ich bin sehr froh, dass wir die Be-
ziehungen nach Deutschland wieder so gut
hinbekommen haben, dass ich sogar zum
SZ-Wirtschaftsgipfel eingeladen werde
(lacht). Für uns ist Deutschland ja so etwas
wie der größte Bruder in unserem Sprach-
raum. Es wird Sie nicht wundern, dass wir
uns von den vermutlichen Regierungspar-
teien der FDP am nächsten fühlen. Aber
Liechtenstein ist auch im Bereich der sozia-
len Sicherheit und beim Thema Nachhaltig-
keit ein verlässlicher Partner.

Könnte der Beitritt zur EU für Liechten-
stein ein Thema werden?
Nein, das ist für uns wirklich kein Thema.
Zumal dann nicht, solange der Europäi-
sche Wirtschaftsraum (EWR) funktioniert.
Er garantiert uns den Zugang zu den euro-
päischen und internationalen Märkten.
Wir sind da in bester Gesellschaft mit Nor-
wegen und Island. Andererseits sind wir
sehr eng mit der Schweiz verbunden; 2023
besteht unsere Zoll- und Währungsunion
seit 100 Jahren. Wir haben also Zugang zu
zwei für uns sehr wichtigen Märkten. Die-
ser Spagat ist für uns das optimale Modell.
Hindert Sie an einem Beitritt auch die
Angst, als winziger EU-Staat fremdbe-
stimmt zu werden?
Das ist eine hypothetische Frage. Wir über-
nehmen schon jetzt viele Rechtsvorschrif-
ten aus Brüssel und setzen sie um. Was
nicht immer einfach ist bei einer Adminis-
tration mit gerade mal 900 Leuten. Manch-
mal kommt es vor, dass die EU für eine be-
stimmte Tätigkeit in einem Land einen An-
sprechpartner vorschreibt. Und wir sagen
dann: Der wäre bei uns gar nicht ausgelas-
tet, weil wir so klein sind.

Die Schweiz hat die Verhandlungen mit
der EU über ein neues Rahmenabkom-
men, das die Zusammenarbeit regeln
sollte, für gescheitert erklärt. Die Zei-
chen stehen auf Konfrontation. Auf wel-
cher Seite stehen Sie?
Liechtenstein ist ein souveränes Land und
vertritt seine eigenen Interessen. Das hat
für uns oberste Priorität, ebenso wie freie
Marktzugänge. Aber ja, dieser Konflikt be-
sorgt uns. Natürlich gibt es hin und wieder
auch zwischen der Schweiz und uns Rei-
bungspunkte, aber wir arbeiten sehr gut
mit Bern und den Kantonen zusammen.
Wir analysieren laufend, was der Konflikt
zwischen der Schweiz und der EU für uns
bedeutet. Etwa im Energiemarkt, in Zu-
sammenhang mit der Börse in Zürich, an
der unser Finanzplatz hängt, oder bei ganz
alltäglichen Dingen wie etwa beim Führer-
scheinwesen. Wir haben ein großes Interes-
se an guten Beziehungen zwischen der EU
und der Schweiz. Aber vielleicht müssen
wir uns im einen oder anderen Bereich in
Zukunft auch stärker nach Deutschland
oder Österreich orientieren.
Könnten Sie nicht als Vermittler auftre-
ten?
Ich würde unsere Position als sehr kleines
Land nicht zu hoch ansiedeln. Wahrschein-
lich ist es für die Schweiz wichtiger, in
Deutschland und Österreich Partner zu ha-
ben, die auf EU-Ebene die Stimme für die
Schweiz erheben.

„Wir Liechtensteiner
haben eine

äußerst wirtschaftsliberale
DNA.“

„Wir übernehmen
schon jetzt viele

Rechtsvorschriften aus Brüssel
und setzen sie um.“

Daniel Risch ist seit
Ende März Regierungs-
chef von Liechtenstein.
Der 43-jährige Wirt-
schaftsinformatiker und
Betriebswirt war zuvor
bereits vier Jahre lang
stellvertretender Regie-
rungschef. FOTO: OH

„Wir prüfen streng und greifen durch“
Regierungschef Daniel Risch über den Ruf Liechtensteins als Steueroase, die globale Mindeststeuer –

und darüber, warum ein Beitritt zur EU für das Fürstentum nicht infrage kommt

Zentrum von Vaduz: Liechtenstein will als internationaler Finanzplatz auch in der Verbrechensbekämpfung eine wichtige Rolle spielen. FOTO: H. SADURA/TETRA/MAURITIUS
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